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Kathrin Dedering/Daniel Kneuper/Klaus-Jürgen Tillmann

Was fangen„Steuerleute“ in Schulministerien
mit Leistungsvergleichsstudien an?
Eine empirische Annäherung

1. Einführung und Problemstellung

Die Ergebnisse internationaler Leistungsvergleichsstudien bestimmen seit etwa sechs 

Jahren die schulpolitische Diskussion in Deutschland. Dabei sind insbesondere von den

Autoren der PISA-Studie vielfältige und umfangreiche Analysen vorgelegt worden, die 

weit über ein schlichtes Länder-Ranking hinausgehen (vgl. Deutsches PISA-Konsortium 

2001, 2002). Angesichts der Vielfalt der Befunde kommt Terhart zu der Einschätzung,

dass das „Wissen über Leistungsergebnisse und Leistungsvoraussetzungen von Schulsys-

temen und Schulen ... schneller (wächst) als das Wissen darüber, was man mit diesem

Wissen anfangen kann“ (Terhart 2002, S. 108). Diese Feststellung beziehen wir in die-

sem Beitrag auf die Ebene des Schulsystems – und damit auf die Bedeutung von Leis-

tungsvergleichsstudien als Steuerungsinstrumente; denn diese „Large-scale-assess-

ment“-Studien beanspruchen zuallererst, „Steuerungswissen“ für die zentrale Ebene des 

Systems (und damit für die Ministerien) zu liefern. Dieser Anspruch, mit dem ein un-

mittelbarer Zusammenhang zwischen den Ergebnissen von Leistungsvergleichsstudien 

und dem Handeln der „Zentrale“ hergestellt wird, soll in diesem Beitrag zunächst kri-

tisch analysiert und in seinen theoretischen Kontext gestellt werden. Danach präsentie-

ren wir einen ersten empirischen Zugang zum Problem, indem wir die Ergebnisse einer 

Pilotstudie darstellen: In explorativer Absicht haben wir mit leitenden Ministerialbeam-

ten aus Schulministerien (= „Steuerleuten“) Experteninterviews geführt und sie nach

ihren Sichtweisen und Erfahrungen im Zusammenhang mit der PISA-Studie befragt.

1.1 Leistungsvergleichsstudien und Steuerungswissen

Der Gegenstand unserer Überlegungen sind somit die Verarbeitungsformen auf schul-

ministerieller Ebene, die an die Ergebnisse von Leistungsvergleichsstudien anknüpfen.

Dabei stehen Vergleichsstudien wie TIMSS, PISA und IGLU im Mittelpunkt, die ja ex-

plizit als „System-Monitoring“ angelegt sind und die auf die Akteure auf Systemebene

als Abnehmer setzen1. Sie sind als Stichproben-Untersuchungen angelegt und liefern im

1 Hiervon zu unterscheiden sind landesweite Gesamterhebungen ganzer Schülerjahrgänge (z.B.

MARKUS in Rheinland-Pfalz, LAU in Hamburg), die auch oder vor allem als Evaluation der Ein-

zelschulen gedacht sind (vgl. v. Ackeren/Klemm 2000). Um die Evaluation von Einzelschulen

durch Leistungsvergleichsstudien geht es in diesem Beitrag explizit nicht.

Z.fPäd – 49. Jahrgang 2003 – 47. Beiheft
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Vergleich der Schulsysteme Informationen über Leistungsergebnisse, aber auch über 

Strukturen und Rahmenbedingungen von Schule und Unterricht. Internationale Ver-

gleichsstudien mit einem solchen Ansatz gibt es seit den 60er-Jahren (vgl. Bos/Post-

lethwaite 2000), in jüngerer Zeit realisiert und öffentlich heftig diskutiert wurden die

TIMS-Studie (vgl. Baumert u.a. 1997), die PISA-Studie (vgl. Deutsches PISA-Kon-

sortium 2001, 2002) und die IGLU-Untersuchung (vgl. Bos u.a. 2003).

Insbesondere bei der Begründung der PISA-Studie wird betont, dass die Adressaten

nicht die einzelnen Schulen, sondern die Regierungen der Länder sind. Diesen Regie-

rungen sollen verlässliche und international vergleichbare Hinweise auf die Leistungs-

fähigkeit ihrer Bildungssysteme geliefert werden (vgl. OECD-PISA 2000, S. 9 ff.). Dabei

ist bei PISA die Stichprobenziehung so angelegt, dass verlässliche Aussagen nur über das 

jeweilige Schulsystem, nicht jedoch über einzelne Schulen möglich sind. Dies stimmt 

mit der Absicht der „Large-scale-assessment“-Studien überein, Analysen (und eventuell

Handlungsvorschläge) auf der Systemebene zu formulieren. Dementsprechend heißt es 

in der offiziellen PISA-Broschüre der OECD: „Das Hauptziel der Entwicklung und

Durchführung dieser groß angelegten Untersuchung ist ... die Gewinnung von empi-

risch gesicherten Informationen, die als Grundlage von schulpolitischen Entscheidun-

gen dienen können“ (ebd., S. 9). In die gleiche Richtung argumentiert die Kultusminis-

terkonferenz in ihren Konstanzer Beschlüssen (1997), wenn sie von „systemrelevantem

Steuerungswissen“ spricht, das durch die von ihr in Auftrag gegebenen Leistungsver-

gleichsstudien erzeugt werden soll (vgl. Stryck 2000, S. 120). Und auch die an den inter-

nationalen Studien beteiligten Wissenschaftler heben diesen Aspekt hervor: So sprechen

Bos/Postlethwaite (2000, S. 375) davon, dass eine „Generierung von Steuerungswissen 

zur Bildungsplanung“ angestrebt werde.

Kurz: Nicht nur die verantwortlichen internationalen Organisationen (OECD, IEA), 

sondern auch die Schulministerien und die beteiligten Wissenschaftler heben als zentra-

le Funktion dieser Studien die Bereitstellung von Steuerungs- und Entscheidungswissen

auf der Systemebene hervor. „Nicht die bildungspolitische Öffentlichkeit, nicht die

einzelnen Schulen, sondern Bildungspolitiker, Bildungsplaner, Lehrplanentwickler...“

(Klieme/Baumert/Schwippert 2000, S. 394) gelten als Hauptadressaten der Ergebnisse.

Angesprochen sind somit vor allem die beteiligten Regierungen und ihre leitenden Mit-

arbeiter. Ein solches Konzept – insbesondere, wenn es sich auf das deutsche Schulsystem

bezieht – darf allerdings nicht als eine naiv-technokratische Steuerungsgläubigkeit 

missverstanden werden. Vielmehr stehen dahinter die ambivalenten Erfahrungen, die in

den letzten Jahrzehnten mit der „klassischen“ Schulbürokratie und ihren höchst unzu-

länglichen Steuerungspotenzialen gesammelt wurden. Dies wurde von Erziehungswis-

senschaftlern systematisch analysiert (vgl. Baumert 1980) und von Kultusbeamten 

schmerzhaft erfahren (vgl. z.B. Lange 2000b; Stryck 2000); daraus erwächst die Hoff-

nung, mit neuen Konzepten (in die Leistungsvergleichsstudien eingebunden sind) zu 

einem verbesserten Qualitätsmanagement auf der Systemebene zu gelangen.
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1.2 Theorien zur Steuerung des Schulsystems

Nun ist mit dieser Einordnung ein erhebliches Theorieproblem verbunden, das Her-

mann Lange, KMK-Koordinator für die PISA-Studie, wie folgt formuliert: „Insbesonde-

re die groß angelegten nationalen und internationalen Vergleichsuntersuchungen sollen, 

wie man zu sagen pflegt, ‚Steuerungswissen‘ vermitteln. Damit ist freilich die Frage

noch nicht beantwortet, wie man sich eigentlich die ‚Steuerung‘ des Bildungswesens 

vorzustellen hat. Die Metapher ‚Steuerung‘ suggeriert ein eher mechanisches Bild der 

Prozesse“ (Lange 2000a, S. 20) und führt deshalb allzu leicht in die Irre. Zu fragen ist 

somit: Welche sozialwissenschaftlichen Konzepte und Theorien liegen eigentlich vor, die

das „Steuern“ eines Schulsystems modellhaft beschreiben und insofern auch verdeutli-

chen können, was denn von den „Steuerleuten“ in den Ministerien eigentlich erwartet 

werden kann. Im Folgenden skizzieren wir hierzu in knapper Weise die beiden wichtigs-

ten Ansätze2, die der Organisationssoziologie entstammen.3 In der nachfolgenden Ana-

lyse – insbesondere bei der Interpretation unseres empirischen Materials – kommen wir 

auf diese Theoriekonzepte zurück.

1.2.1 Das bürokratisch-administrative Modell

In der gegenwärtigen Diskussion ist viel von dem „alten“, dem bürokratischen Steue-

rungsmodell die Rede. Die Beschreibung und Analyse dieser Form der Schulverwaltung

ist in hohem Maße der Bürokratietheorie Max Webers verpflichtet, die in den 20er-

Jahren entwickelt wurde (vgl. Weber 1922/1972). Nach dieser Vorstellung manifestiert 

sich in Bürokratien die rationalste Form der Herrschaft. Dabei ist von zentraler Bedeu-

tung die Organisationsstruktur, eine nach generellen Regeln geschaffene Ordnung und

die Akzeptanz dieser Ordnung durch die Mitglieder der Organisation. Weber sieht gro-

ße Organisationen oder Unternehmungen in erster Linie als Befehls- und Gehorsams-

verbände. Dabei definiert er als Merkmale bürokratischer Organisationen eine hohe

Arbeitsteilung, Regelgebundenheit und Neutralität der Amtsführung, eine Abgrenzung 

von Autorität und Verantwortung, eine Amtshierarchie und die Aktenmäßigkeit aller 

Vorgänge sowie eine Beförderung der Mitarbeitenden nach fachlichen Kompetenzen.

Eine solche Bürokratie garantiere Berechenbarkeit aller Handlungen sowohl für den

Auftraggeber als auch für den Leistungsempfänger. In einer solchen Sicht erfolgt die

Steuerung des Schulsystems vor allem durch zwei Handlungsformen: Das Ministerium 

weist personelle und sächliche Mittel zu und ermöglicht damit bestimmte Aktivitäten

2 Nicht referiert werden hier die in der Organisationssoziologie ebenfalls prominenten Konzepte des 

„loose coupling“ (Weick 1982) und der „garbage can“ (March/Olsen 1976), die beide eine Nicht-

Steuerbarkeit von komplexen Organisationen (z.B. Bildungssystemen) unterstellen. Diese Konzep-

te spielen weder in der aktuellen Schulentwicklungsdiskussion noch in der Sichtweise der befrag-

ten Ministerialbeamten eine Rolle.

3 Wir bedanken uns bei Ulrike Popp für ihre Hilfestellung bei der Aufarbeitung der organisationsso-

ziologischen Ansätze.
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(und verhindert andere) – und das Ministerium erlässt Rechts- und Verwaltungsvor-

schriften (z.B. Lehrpläne), die als verbindliche regulative Programme verstanden wer-

den (vgl. Biewer 1994). In diesem Modell geschieht Steuerung somit vor allem durch

den „Input“ an Vorgaben und Regelungen. Die Einhaltung dieser Vorschriften ergibt 

sich aus der Gehorsamspflicht der Beamten, zusätzlich soll sie durch die Schulaufsicht 

überwacht werden. Eine systematische Überprüfung der Ergebnisse schulischer Arbeit 

(„Output“-Kontrolle) ist diesem Modell fremd. Insofern sind Leistungsvergleichsstu-

dien und Formen externer Evaluation innerhalb dieses Modells auch nicht entwickelt 

worden.

1.2.2 Das „moderne“ Modell von Autonomie und strategischer Steuerung

Nun gibt es in der Pädagogik eine lange Tradition der Bürokratiekritik. Sie geht davon

aus, dass das staatliche Schulsystem ungefähr so funktioniert, wie es im administrativen

Modell soeben beschrieben wurde – sieht aber darin eine Okkupierung der Pädagogik 

und ihrer guten Absichten. Von Berthold Otto (1912) bis Horst Rumpf (1987) lässt sich

diese Linie ziehen: die Bürokratie als Feind der guten, der erstrebenswerten Pädagogik.

Diese pädagogische Kritik verbindet sich nun seit einigen Jahren mit einer Kritik, die

aus einer ganz anderen Richtung stammt. Die in Industrie und Verwaltung gemachte

Erfahrung, dass zentrale Steuerungen ineffektiv sind, dass hierarchische Anordnungs-

Strukturen nur zu leicht disfunktional werden, und dass Anbieterkonkurrenz das beste

Mittel zur Durchsetzung einer „Kundenorientierung“ ist – dies wurde in einer neuen

Management-Philosophie zusammengefasst und kritisch gegen den Öffentlichen Dienst 

insgesamt und damit auch gegen die „bürokratisierte Schule“ gewandt (vgl. Bildungs-

kommission NRW 1995; Tillmann 1995, S. 31ff.). Seitdem wir über eine größere Auto-

nomie der Einzelschule reden, ist auch der Begriff der „Steuerungsmodelle“ in aller 

Munde: Abschied vom alten, angeblich bürokratischen, angeblich ineffizienten Steue-

rungsmodelle nehmen – hin zu größerer Selbstständigkeit der Einzelschulen bei strate-

gischer, output-orientierter Steuerung. Eine knappe Beschreibung dieses neuen Modells 

findet sich bei Fend: „Die Behörden nehmen sich in ihrer Kontrolle zurück, sie unter-

scheiden jetzt systematisch zwischen einer strategischen Führungsebene und einer ope-

rativen. Auf der Ersten werden Zielvorgaben und Leistungsaufträge formuliert und mit 

entsprechenden Gestaltungsbudgets versehen. Die operativen Einheiten, als welche die

Schulen angesehen werden, können im Rahmen der Leistungsaufträge Organisations-

form, Mittelverwendung und teilweise auch Lehrplanbereiche selbst bestimmen ...“

(Fend 2000, S. 65). Etliche Elemente dieses Modells – Schulprogramme, Globalhaushal-

te, Fremd- und Selbstevaluation, eigenständige Personalauswahl – befinden sich in eini-

gen Bundesländern bereits auf dem Weg zur flächendeckenden Realisierung. Daraus er-

gibt sich dann auch, dass Handlungen der Zentrale nicht mehr als Anweisungen oder 

gar Durchgriffe auf die einzelne Lehrkräfte anzulegen sind, sondern als strategische

Steuerung – indem z.B. Anreizsysteme geschaffen werden, die für die Schulen Vorteile 

schaffen, wenn sie in einer bestimmten Weise reagieren. In einem solchen Modell wird
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die Bedeutung von „Input“-Regelungen stark zurückgenommen. Zugleich wird aber die

autonomer gewordene Schule an ihrem „Output“ gemessen, sodass Leistungsvergleichs-

studien und Formen externer Evaluation hier ihren systematischen Ort haben.

1.3 Leistungsvergleichsstudien und politische Legitimation

Nun ist mit der ministeriellen „Verarbeitung“ der Leistungsergebnisse nicht nur ein

Steuerungsproblem, sondern auch ein Problem der politischen Legitimation verbun-

den. Dies hat sich insbesondere bei der PISA-Studie gezeigt, bei der das geschilderte

Konzept – die Eingrenzung der Adressaten auf die „Steuerleute“ – durch die Dynamik

der öffentlichen Diskussion völlig überrollt wurde. Nie zuvor in Deutschland wurden

die Ergebnisse einer empirisch-pädagogischen Untersuchung in einem solchen Maß öf-

fentlich diskutiert. Damit ist den Leistungsvergleichsstudien eine bildungspolitisch

höchst brisante Bedeutung zugewachsen: Das Schulministerium ist nicht mehr nur in 

seiner systeminternen Aufgabe der Steuerung angesprochen. Vielmehr ist es zugleich

auch als Akteur in der „bildungspolitischen Machtarena“ gefordert (vgl. Tillmann

1991); denn es gilt, den bildungspolitischen Diskurs interessenorientiert zu beeinflus-

sen. Hier handelt ein Ministerium nicht hierarchisch gegenüber nachgeordneten staatli-

chen Einrichtungen, sondern es nimmt – prinzipiell gleichberechtigt mit anderen Ak-

teuren (z.B. Parteien, Verbänden) – teil an dem kontinuierlichen Bemühen, auf die öf-

fentliche Meinung Einfluss zu nehmen. Zugleich kommt dem Ministerium in diesem

öffentlichen Diskurs aber eine Sonderrolle zu: Weil es für das Schulsystem und seinen

Zustand politisch zuständig ist, muss es sich auch die Verantwortung für die in den Stu-

dien aufgedeckten Mängel zumindest zum Teil zuschreiben lassen. Damit befindet sich

das Schulministerium – zugespitzter: der Minister/die Ministerin – in einem prinzipiel-

len Legitimationsproblem. Dem muss begegnet werden, indem der Minister/die Minis-

terin Entschlossenheit und Handlungsfähigkeit bei der anstehenden Problemlösung 

zeigt, um auf diese Weise die Akzeptanz der Regierungspolitik in der Bevölkerung zu si-

chern (vgl. Terhart 2001, S. 27). Mit diesem Hinweis wird deutlich, dass es bei der Re-

zeption und Verarbeitung der Leistungsvergleichs-Ergebnisse in den Ministerien nicht 

allein (vielleicht nicht einmal vorrangig) um systeminterne Generierung angemessener 

Maßnahmen zur Qualitätssicherung geht. Vielmehr ist zugleich die Frage nach der öf-

fentlichen Wirksamkeit der ins Auge gefassten Maßnahmen, ihrer schnellen Umsetzung,

ihrer Akzeptanz in der Bevölkerung von nicht unerheblichem Gewicht.

1.4 Methodisches Vorgehen

Im Mittelpunkt unserer Betrachtung steht somit die Frage, wie in Schulministerien mit 

den Ergebnissen von Leistungsvergleichsstudien umgegangen wird, dabei stellen die

Begriffe „Steuerung“ und „politische Legitimation“ die theoretischen Bezugspunkte dar.

Dieser theoretischen Skizzierung des Problems wollen wir nun eine erste empirische
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Annäherung folgen lassen. Dazu haben wir explorative Experteninterviews mit „Steuer-

leuten“ – mit leitenden Beamten aus deutschen Schulministerien – geführt. Wir bezie-

hen uns in diesen Interviews auf die PISA-Studie und gehen der Frage nach, wie in der 

Sichtweise unserer Gesprächspartner mit den PISA-Ergebnissen in den Ministerien um-

gegangen wird – und wie dieser Umgang in die übliche Steuerungspraxis einer solchen

Behörde eingebunden ist. Damit hat unsere Pilotstudie zwar eine sehr schmale empiri-

sche Basis – aber sie erlaubt dennoch erste Einblicke in ministerielle Denkweisen und in

ministeriums-interne Handlungsmuster.

Das Vorgehen, das wir hier gewählt haben, ist in den Sozialwissenschaften weit ver-

breitet und an sich wenig problematisch: Wir haben Anfang 2003 mit drei ausgewählten

Experten Leitfadeninterviews durchgeführt, die zwischen 75 und 120 Minuten gedauert 

haben. Diese wurden transkribiert und nach dem Verfahren der qualitativen Inhaltsana-

lyse (in Anlehnung an Mayring 1995) ausgewertet. Mit diesem gängigen Vorgehen be-

wegen wir uns allerdings in einem für erziehungswissenschaftliche Forschung höchst 

ungewöhnlichen und äußerst sensiblen Feld: Interviewt wurden Ministerialbeamte in

gehobenen bzw. leitenden Positionen, die uns einen Einblick nicht nur in ihre subjekti-

ven Sichtweisen, sondern auch in die internen Arbeitsabläufe ihres Ministeriums ge-

währten – und dabei mit kritischen Anmerkungen nicht gespart haben. Eine solche Of-

fenheit war nur möglich, weil wir unseren Gesprächspartnern eine absolute Vertrau-

lichkeit zugesagt haben. Das schließt ein, dass es auch für „Insider“ nicht möglich sein

darf, anhand dieses Textes unsere Gesprächspartner (bzw. ihre Ministerien) zu identifi-

zieren. Daraus ergibt sich zum einen, dass wir über diese drei Personen nur die folgen-

den, sehr allgemeinen Angaben machen können: Es handelt sich um Ministerialbeamte

mit langjährigen beruflichen Erfahrungen, die in drei verschiedenen Schulministerien

deutscher Bundesländer arbeiten. Diese drei Ministerien liegen in ganz unterschiedli-

chen Regionen Deutschlands, und sie sind auch parteipolitisch unterschiedlich ausge-

richtet. Alle drei Interviewpartner verfügen über eine ausgesprochen hohe Expertise, 

was ministerielles Arbeiten und das eigene Steuerungshandeln angeht. Sie haben zwar 

unterschiedliche Zuständigkeiten – von pädagogischen Grundsatzfragen bis hin zur 

Aufsicht über bestimmte Schulformen –, sie sind aber alle mit den Auswirkungen von

PISA befasst. Auf genauere Angaben müssen wir hier verzichten. Zudem macht es der 

Schutz der Vertraulichkeit notwendig, in einigen wenigen Fällen in den wörtlichen Aus-

sagen der Interviewpartner Veränderungen vorzunehmen: Immer dann, wenn unsere

Gesprächspartner Begriffe gebraucht haben, die sich einem Bundesland eindeutig zu-

rechnen lassen, haben wir diese ausgetauscht, ohne dabei den Sinn des Zitats zu verfäl-

schen.

So wie die Ministerien in den letzten Jahren mit der Verarbeitung von Leistungsver-

gleichsstudien Neuland betreten haben, so betreten auch wir mit dieser Forschung Neu-

land. So weit wir sehen gibt es bisher keine Untersuchungen, die sich mit der Verarbei-

tung von Leistungsvergleichsstudien auf der Systemebene befassen. Und das For-

schungsfeld „Ministerialbürokratie“ ist bisher höchst selten in den empirischen Blick

genommen worden (Ausnahmen Titscher 1975 und Bruder 1980). Deshalb hat die hier 

präsentierte Pilotstudie ausdrücklich einen explorativen und problemerschließenden
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Charakter. Sie zielt darauf ab, in einem jetzt anlaufenden umfassenden Forschungspro-

zess schärferen Problemsichten und genaueren Fragestellungen vorzudringen.4 Deshalb 

wird das Fazit dieses Aufsatzes auch keine gesicherten Erkenntnisse enthalten, sondern

lediglich zu einer geordneteren Problemsicht vordringen können.

2. Empirische Annäherung: ministerielles Steuerungshandeln im Alltag

Die Ergebnisse der Experteninterviews präsentieren wir im Folgenden in zwei Schritten:

Im ersten Schritt geht es um die generelle Sichtweise der Gesprächspartner, was die

Steuerungsfähigkeit des Schulsystems und den Alltag des ministeriellen Steuerungshan-

delns angeht. Im zweiten Schritt geht es dann um den Umgang mit der PISA-Studie und

ihren Ergebnissen. Bevor wir die Ergebnisse im Einzelnen darstellen, muss jedoch ein

Interpretationsproblem angesprochen werden, das in den folgenden Abschnitten viru-

lent wird: Unsere Gesprächspartner beziehen sich in ihren Aussagen auf die jeweilige

Praxis ihres Ministeriums; dabei lassen sich Faktenaussagen und Bewertungen nur 

schwer voneinander trennen. Es ist auch nicht auszuschließen, dass ein anderer Ministe-

rialbeamter aus dem gleichen Ministerium andere Fakten benennen, andere Bewertun-

gen vornehmen und damit ein anderes Bild der Arbeit des Ministeriums zeichnen wür-

de. Deshalb dürfen die folgenden Analysen und Interpretationen nicht als quasi-

objektive Beschreibung der Situationen in verschiedenen Ministerien verstanden wer-

den. Vielmehr handelt es sich um drei verschiedene Bilder, die sich drei Personen auf-

grund umfänglicher beruflicher Erfahrungen von der Arbeit ihres jeweiligen Ministeri-

ums machen. Doch gerade solche subjektiven Konstruktionen sind unter unserer Er-

kenntnisperspektive von großer Bedeutung.

2.1 Die Auffassungen von einer guten Steuerung

In den Interviews stellte sich sehr bald heraus, dass unsere Gesprächspartner sowohl zur 

Steuerungsproblematik als auch zu den Leistungsvergleichsstudien bestens informiert 

waren und dazu auch ein hochreflexives Theoriewissen einbrachten. Mit dieser inhalt-

lich-fachlichen Kompetenz verbindet sich bei allen dreien ein ausgeprägtes berufliches 

Engagement, das auf eine Durchsetzung „moderner“ Steuerungsverfahren im Schulsys-

tem ausgerichtet ist. Alle drei Interviewpartner sind somit Protagonisten und gute Ken-

ner des „neuen“ Steuerungsverständnisses. So verweist Herr B. darauf, dass er sich „sehr 

intensiv mit dieser Problematik Steuerungselemente einer Verwaltung“ auseinander ge-

setzt habe, wie z.B. mit dem Führen durch Zielvereinbarungen, mit Budgetierung und

4 Wir werden dieses Problem im Rahmen eines umfangreichen, von der DFG finanzierten For-

schungsprojekts („Ministerielle Steuerung und Leistungsvergleichsstudien“ – MiStel) in den Jah-

ren 2003 – 2006 intensiv bearbeiten; Projektmitarbeiter/innen: Kathrin Dedering, Daniel Kneuper,

Christian Kuhlmann, Isa Nessel, Klaus-Jürgen Tillmann (Leitung).
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Dezentralisierung, aber auch mit der Umsetzung von Fach- und Ressourcenverantwor-

tung. In seiner Arbeit habe er sich besonders um die Leitbildentwicklung für Realschu-

len (in Kooperation mit Schulaufsicht und Schulen) bemüht; er bezeichnet diese Arbeit 

als Teil eines „kundenorientierten Qualitätsmanagements“. Auch die Herren A. und C.

haben ähnliche Vorstellungen von der Steuerung des Schulsystems eines Bundeslandes.

Herr A. beschreibt das von ihm präferierte „moderne Steuerungsmodell“ mit Stichwor-

ten wie „Zielvereinbarungen, Evaluationen, Deregulierung, Delegation“. Einen besonde-

ren Stellenwert nimmt für ihn die relative Autonomie einzelner Teilbereiche ein: Man 

solle an Schulen zwar „Ansprüche stellen, aber die institutionellen Antworten auf diese

Anforderungen nicht vorwegnehmen, sondern denen überlassen“.

Diese Notwendigkeit eines autonomen Handlungsfeldes sieht auch Herr B. B. hat 

eine sehr genaue Vorstellung davon, wie ministerielles Steuerungshandeln idealerweise

aussehen sollte: Er spricht sich besonders für die Entwicklung von Standards aus, auf de-

ren Basis gemeinsame Leitziele entwickelt werden und deren Erreichen dann evaluiert 

werden soll. Er macht diese Vision an einem Beispiel deutlich: „Wir brauchen meinetwe-

gen eine starke Förderung im Bereich Früherziehung ... Wenn das klar ist, dann weiß die

entsprechende Gruppe in unserem Haus Bescheid: ‚Ah ja, darauf müssen wir uns kon-

zentrieren‘. Das wird im Ministerium gemacht, das wird in gesetzliche Regelungen getan,

die Schulaufsicht agiert danach, und die Handlungsebenen in Kindergärten und Grund-

schulen arbeiten auch danach. Und dann verabreden wir: ‚Das sind unsere Standards da-

für, die haben wir alle vereinbart miteinander und die Analyse sieht so und so aus ... Und 

wir vereinbaren jetzt für das nächste Schuljahr drei Ziele, und wollen auf dem Weg zur 

Entwicklung dieser Standards in drei Jahren dazu kommen‘ ... Und dann müsste es ein

Evaluationsreferat geben, das müsste eben sagen: ‚Ihr habt jetzt drei Jahre daran gearbei-

tet, wir schicken jetzt eine externe Gruppe an diese Ebene und prüfen das nach‘ “.

Auch Herr C. hat innerhalb des „modernen“ Konzepts von Autonomie und strategi-

scher Steuerung seine Visionen. Dabei ist es ihm besonders wichtig, die verschiedenen

Ebenen des Schulsystems (Schule, Schulaufsicht, Ministerium) in die Steuerungshand-

lungen einzubeziehen: Deshalb fordert er eine Lenkungsstruktur, „die nicht rein minis-

terial geprägt ist, sondern die die Blickwinkel aus allen Bereichen des Bildungswesens in 

sich vereint. Das heißt also, wir brauchen eine Art Steuerungsgremium, das zwar ange-

siedelt ist im Schulministerium, was sich aber zusammensetzt aus Vertretern der Abtei-

lungen des Ministeriums, aus den Leitungsfunktionen der nachgeordneten Behörden

(Lehreraus- und Fortbildung, regionale Schulaufsicht). Und dann sollen auch Leitun-

gen aus den Schulen repräsentativ vertreten sein, also meinetwegen für jede Schulform

oder so, also so ein etwas größeres Gremium von 10 bis 15 Personen mit hochrangigem

Vorsitz, damit sie diese Probleme der Hierarchie und der Weisungsbefugnis dann nicht 

... haben“. Er erhofft sich, dass auf diese Weise wesentlich mehr Sachverstand in die Ent-

scheidungsprozesse einfließt und so die Arbeit zwischen den Ebenen wesentlich besser 

koordiniert werden kann.

Festzuhalten ist somit, dass alle drei Gesprächspartner eine klare Präferenz artikulie-

ren, die auf die Realisierung einer strategischen Steuerung in einem System mit hoher 

Schulautonomie ausgerichtet ist. Das bedeutet auch, dass alle ministeriums-internen
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Prozesse – und die Kritik daran – aus einer solchen Modernisierungsposition gesehen 
werden. Ob die drei Ministerialbeamten mit einer solchen Sichtweise unter den Kolle-
gen ihres Hauses zu einer Mehrheit oder zu einer Minderheit gehören, wird von ihnen 
unterschiedlich beantwortet: Während Herr A. explizit feststellt, mit dieser Position in-
nerhalb seines Ministeriums im „Mainstream“ zu liegen, vermitteln die Herren B. und
C. einen deutlich anderen Eindruck. Dem entspricht es dann auch, dass Widersprüche 
zwischen beiden Steuerungskonzepten in der beruflichen Alltagsarbeit von unseren Ge-
sprächspartnern höchst unterschiedlich wahrgenommen werden.

2.2 Widersprüche zwischen „alter“ und „neuer“ Steuerungspraxis

Auf die Frage, wie denn heute das Schulsystem gesteuert wird, berichten alle Befragten 
von Instrumenten „alter“ (bürokratischer) wie „neuer“ (strategischer) Steuerung. Hier-
zu Herr A.: „Da sind jetzt auch natürlich immer wieder traditionelle Instrumente ... Na-
türlich wird weiter über Vorgaben gesteuert. Und auch mit gutem Gewissen“. Doch an
möglichst vielen Stellen werden „statt Vorgaben Zielvereinbarungen abgeschlossen, ... 
und anschließend (erfolgt) die Berichterstattung“. Die angewandten Steuerungsverfah-
ren in seinem Ministerium – so sieht das Herr A. – entfernen sich zunehmend von bü-
rokratischen Strategien hin zu autonomieorientierten Arbeitsformen. Demgegenüber 
berichten Herr B. und Herr C. eher von einer Dominanz eines bürokratischen, noch 
stark input-orientierten Steuerungsverhaltens. Jedoch werden von beiden auch Ansätze
„neuer" Steuerung benannt, wie z.B. Schulprogramme, Leitbildentwicklungen und Kon-
zepte interner wie externer Evaluation. Ein Problem sei jedoch – so Herr C. – die Koor-
dination zwischen Elementen der „alten“ und der „neuen“ Steuerungspraxis. An kon-
kreten Beispielen beschreibt er die Reibungen und Konflikte, die dabei auftreten.

Auch aus der Sicht von Herrn B. dominiert das „inputorientierte Verwaltungshan-
deln“, in dem Schulen als „nachgeordnete Behörden“ behandelt werden. Dies stehe iro-
nischerweise in einem eklatanten Widerspruch zu dem geringen Informationsstand,
den sein Ministerium über die Folgen seiner Handlungen habe. Bei allen Vorgaben
„wird ja nicht nachgeprüft, ob es erreicht wird. Das ist ja das Phänomenale, wir haben ja
keine Messebenen oder Messmöglichkeiten, wir haben keine Berichterstattung ... Wir 
wissen gar nicht, wie Schulen vor Ort genau funktionieren. Zum Beispiel ‚Qualität des 
Religionsunterrichts‘: Dafür bin ich im Ministerium eigentlich zuständig, sodass ich
darüber was aussagen müsste. Wie denn?“ Innerhalb seines Ministeriums hat Herr B.
mehrfach Anregungen gegeben, bestimmte Probleme mit modernen Steuerungsverfah-
ren (z.B. mit der Entwicklung eines Qualitätsmanagement-Modells) zu bearbeiten.
Nach seiner eigenen Einschätzung war er damit nicht sehr erfolgreich; er stieß auf Wi-
derstände, die er insbesondere in der vorliegenden hierarchischen, bürokratischen
Struktur verortet.

Ganz anders schätzt Herr A. die Situation in seinem Bundesland ein: „Natürlich gibt 
es weiterhin Richtlinien, auch Lehrpläne“. Er macht aber deutlich, dass diese klassischen
Formen der Vorgaben zunehmend an das „neue“ Steuerungsmodell anknüpfen, wie z.B.
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bei „Vorgaben für die Schulentwicklung in nächster Zeit“. Diese Vorgaben verortet er im
Bereich der strategischen Steuerung. In ähnlicher Weise fügt er an: „Natürlich wird
dann weiter mit Ressourcen gesteuert ... gezielte Ressourcenzuweisung im Hinblick auf
Problemgebiete, Problemschulen usw.“. Diese gezielte Zuweisung, auch für spezielle In-
novationen, unterscheide sich deutlich von der früheren Praxis, wo „mit der Gießkanne 
übers Land gegangen wurde“. Herr A. sieht in dem von ihm beschriebenen neuen Steue-
rungskonzept (und seiner weitgehenden Umsetzung) „einen gemeinsamen Fundus von
grundüberzeugenden Reflexionen, Gedanken“ in seinem Ministerium und verortet sich 
selbst „im Mainstream derjenigen, die da arbeiten“. Hier gebe es seit Anfang der 90er-
Jahre eine Kontinuität. Damals habe es in seinem Bundesland „einen Paradigmenwech-
sel auch in den Grundvorstellungen des Denkens“ gegeben, und zwar nicht nur im Mi-
nisterium, sondern auch in der regionalen Schulaufsicht: „Es gibt kein naives Steue-
rungsverständnis mehr“.

Herr B. sieht – wie auch Herr C.– einen solchen Konsens über Steuerung innerhalb 
seiner Institution nicht: Darüber „findet keine inhaltliche Diskussion statt“. Insgesamt 
beobachtet er vielmehr eine hierarchische Grundstruktur, die ihm insbesondere im
Umgang mit der regionalen Schulaufsicht auffällt: „Dienstbesprechungen, das sind diese
Verkündigungsveranstaltungen, wo die Abteilungsleiter und die Referenten vorne sitzen 
und jeder sagt noch mal: ,Das erwarten wir, das wollen wir, und so wird es gemacht‘ ...
Es findet keine inhaltliche Diskussion statt. Die gibt es kaum“. Vor diesem Hintergrund 
urteilt er: „Von der lernenden Organisation, die ja eingefordert wird, sind wir meilen-
weit entfernt“. Es existiert aus seiner Sicht kein einheitliches Steuerungskonzept im Mi-
nisterium. Auch Herr C. sieht eine Dominanz bürokratischer Steuerungselemente und
hat zugleich große Zweifel, was deren Wirksamkeit angeht: „Die Ebene der Lehrplan-
vorgaben ist ein begrenzt wirksames Steuerungsinstrument ... Die Ebene der Gesetze 
und Verordnungen kann beliebig unterlaufen werden, das wissen wir auch. Die Res-
sourcenplanung ist zwar ein sehr wirksames Steuerungsinstrument, aber bei uns kein 
sehr reflektiert eingesetztes“. Zugleich sieht Herr C. aber auch, dass zu diesen Elementen
der bürokratischen Steuerung einzelne Elemente eines neuen Steuerungsmodells hinzu-
getreten sind: „Wir haben eine Veränderung der Steuerung im Grunde genommen, die
jetzt so eine Mischung aus einer Steuerung ist, die von der Schule ausgeht und einer, die
immer noch von oben ausgeht, ausgehen muss, weil wir ja die Rahmenvorgaben und
die Ressourcenplanung nach wie vor machen müssen als Bildungsverwaltung; wir ha-
ben also in dieser Mischung noch keine Neudefinition der Rollen wie der Aufgaben, die 
sich daraus ergeben“. Anhand konkreter Beispiele macht er deutlich, dass innerhalb der 
Bildungsverwaltung im Nebeneinander von projektorientierten Vorgehensweisen und
hierarchischer Organisation erhebliche Effizienzprobleme entstehen.

In allen drei Fällen wird somit deutlich, dass sich der Diskurs über Steuerung – und
dass sich die Alltagserfahrungen – zwischen dem traditionell-administrativen und dem
neuen, kontextorientierten Steuerungsmodell bewegen. Dabei setzen sich alle drei Mi-
nisterialbeamten engagiert für eine zunehmende Realisierung des „neuen“ Steuerungs-
modells ein; alle drei kennen sich auch mit den theoretischen Implikationen dieses 
Steuerungsmodells und mit dem dazugehörigen „Werkzeugkasten“ bestens aus. Wenn
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sie sich zum „alten“ Steuerungsmodell äußern, wird dies als eine überständige, eher nai-

ve, aber immer noch gängige Praxis beschrieben. Bezeichnet wird es mit Begriffen wie

„hierarchische Durchsetzung“, „Machtorientierung“, „fehlende Diskussionen“. Als ein

Konzept, das ebenfalls auf theoretischen Begründungen aufsitzt (vgl. Kap. 2.1), wird es 

wohl nicht gesehen. Aus dem Verhältnis dieser beiden Steuerungsmodelle im Alltag der 

Behörde ergeben sich ganz unterschiedliche Widerspruchserfahrungen. Während in der 

Sicht von Herrn A. das Handeln in seinem Ministerium insgesamt dem Typus der „mo-

dernen Steuerung“ sehr nahe kommt, sehen die beiden anderen ihre Ministerien eher 

verhaftet in der Tradition bürokratischer Steuerung – mit lediglich punktuellen Ansät-

zen in Richtung Autonomie und strategischer Steuerung. Als ein Hemmnis für die Um-

setzung neuer Steuerungsmodelle werden hier vor allem die vorhandenen hierarchi-

schen Strukturen und deren konventionelle Nutzung insbesondere durch die Leitungs-

ebene hervorgehoben. Aus dieser Widersprüchlichkeit ergeben sich immer wieder 

Konflikte, bei denen sich letztlich die hierarchischen Strukturen durchsetzen. Innerhalb

dieses Kontextes und seiner Widersprüchlichkeiten werden in den Ministerien nun die

PISA-Studie und ihre Ergebnisse verarbeitet.

2.3 Der ministerielle Umgang mit der PISA-Studie

Im Folgenden beschäftigen wir uns mit der Frage, in welcher Weise in diesen drei Schul-

ministerien die Ergebnisse der PISA-Studie zunächst erwartet, und in welcher Weise sie

dann verarbeitet wurden. Dabei setzen die drei Ministerialbeamten in den Interviews 

sehr unterschiedliche Schwerpunkte, sie kommen auch zu deutlich unterschiedlichen

Einschätzungen. Wir ordnen diese Aussagen, indem wir zunächst zwischen zwei zeitli-

chen Abschnitten unterscheiden: das Warten auf die PISA-Ergebnisse und die Bearbei-

tung der dann vorliegenden Ergebnisse. Nachdem unsere Gesprächspartner diese bei-

den Phasen beschrieben haben, nehmen sie eine Einschätzung unter zwei Aspekten vor:

Zunächst äußern sie sich zu der Frage, wie die Verarbeitung der Ergebnisse durch den

bildungspolitischen Legitimationsdruck beeinflusst wurde, um sodann abschließend

einzuschätzen, welchen Nutzen sie der PISA-Studie und ähnlichen Untersuchungen als 

Steuerungsinstrument zusprechen. Zu betonen ist noch, dass es uns im Folgenden nicht 

darum geht, den „Output“ der ministeriellen Entscheidungsprozesse (Welche Maß-

nahmen werden wo realisiert?) je im Einzelnen aufzulisten (vgl. dazu Hovestadt 2003).

Vielmehr geht es uns um die Verarbeitungs- und Verkehrsformen, die in einem Ministe-

rium mit der PISA-Studie verbunden sind, und die sich in den Erfahrungen unserer Ge-

sprächspartner niederschlagen.

2.3.1 Vorbereitung auf die Veröffentlichung der PISA-Ergebnisse

Die vor 1997 geführte Diskussion über die Frage, ob das jeweilige Land einer Beteili-

gung an PISA zustimmen solle, wurde so gut wie gar nicht auf der Ebene der Fachbe-
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amten, sondern auf höchster politischer Ebene geführt. Der zuständige Minister – so
etwa Herr A. – „wusste, dass das unvermeidbar war“. Eine Nichtteilnahme sei aus politi-
schen Gründen „gar nicht denkbar gewesen“. So wurde im Vorfeld weniger über den Be-
schluss selbst diskutiert, als vielmehr über dessen Konsequenzen. Sorgen und Befürch-
tungen – was die PISA-Ergebnisse angeht – gab es in allen drei Ministerien. Doch wurde
in der Wahrnehmung unserer Gesprächspartner damit sehr unterschiedlich umgegan-
gen. Wie auch schon bei der Einschätzung des allgemeinen Steuerungsverhaltens unter-
scheidet sich der Bericht, den Herr A. über die Arbeit in seinem Ministerium gibt,
grundlegend von den Berichten der beiden anderen Interviewpartner.

Beginnen wir mit den Schilderungen der Herren B. und C.: Herr B. beschreibt die
Situation vor der Veröffentlichung der PISA-Ergebnisse in seinem Hause als eine Mi-
schung aus Hoffen und Bangen. Während einerseits die Befürchtung geäußert wurde,
dass bekannte oder vermutete Schwachstellen aufgedeckt werden könnten, gab es ande-
rerseits die Hoffnung auf grundlegende Reformen finanzieller wie schulstruktureller 
Art. Herr C. hingegen verweist vor allem auf die Sorgen, die im Vorfeld bestanden. An-
lass dazu boten die Handlungserfordernisse, die aus den Befunden der Studie für das 
Schulministerium erwachsen konnten. Es wurde angenommen, dass man u.a. aufgrund
fehlender Strukturen und Kompetenzen innerhalb des Hauses – auch aufgrund fehlen-
der Ressourcen – diesen vermuteten Anforderungen gar nicht gerecht werden könne. In
der Phase vor der Bekanntgabe der PISA-Befunde habe man deshalb gebannt ausge-
harrt und auf das Ereignis der Veröffentlichung gewartet. Vor diesem Hintergrund bil-
dete sich im Ministerium von Herrn C. aber immerhin eine Arbeitsgruppe, „die zu-
nächst einmal das Design der Studie zur Kenntnis genommen hat“ und sodann Überle-
gungen darüber anstellte, wie die anstehende Informationsverarbeitung organisatorisch
gestaltet werden könnte. Es wurde überlegt, welche Referate im Hause für welche poten-
ziellen Ergebnisbereiche und für die damit verbundenen Planungen und Umsetzungen 
zuständig sein sollten. Die dabei eingeforderte projektorientierte Kooperation einer 
größeren Zahl von Referenten wurde jedoch nicht realisiert. Vielmehr scheiterte dieser 
Vorschlag an der im Ministerium üblichen, auf Einzelreferate bezogenen Arbeitsstruk-
tur. Anders formuliert: Eine Strategie zur angemessenen Bearbeitung einer solch kom-
plexen Studie wurde zwar vorgeschlagen, konnte sich jedoch nicht durchsetzen.

Herr A. schildert solche Probleme nicht. Auf die Veröffentlichung der internationa-
len wie der nationalen PISA-Ergebnisse und deren Verarbeitung bereitete man sich in 
seinem Ministerium umfangreich anhand inhaltlich-strategischer Überlegungen vor.
Auf der Basis einer umfassenden Ergebnisanalyse bereits vorliegender Leistungsver-
gleichsstudien hat man zunächst einmal „versucht, Szenarien durchzuspielen, was denn
kommen könnte“. Es wurden unterschiedliche Varianten entwickelt, die im Sinne von
mehr oder weniger wahrscheinlichen Möglichkeiten erörtert wurden. Sowohl für die
Ergebnisse des internationalen als auch für die des nationalen Vergleichs wurden solche
Szenarien durchgespielt, die jeweils vom „worst case“ bis zu einem optimalen Ergebnis 
reichten. Jeweils eines der Szenarien entsprach dann auch in etwa den tatsächlichen Er-
gebnissen: „Dann war das relativ nah an dem, was da kam“ (Herr A.). Für die verschie-
denen, zunächst nur antizipierten Problembereiche wurden sowohl bildungspolitische
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Optionen festgelegt als auch Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung erarbeitet. Derart 
gewappnet erwartete man in diesem Ministerium die Veröffentlichung des internatio-
nalen und des nationalen Ländervergleichs. Weil die Grundsatzfragen im Vorfeld „als 
Vorüberlegung“ bereits geklärt wurden, „fiel das alles (gemeint sind die dann folgenden
Maßnahmenankündigungen) dabei später nicht vom Himmel“ (Herr. A.).

Die Berichte machen sehr deutlich, dass die Vorbereitungen auf die Veröffentlichung
der PISA-Ergebnisse in den Ministerien sehr unterschiedlich gestaltet wurden. Das 
Spektrum reicht dabei von bangem Warten bis hin zu einer ausgefeilten inhaltlich-
strategischen Vorbereitung. Dabei fällt auf, dass aus dem Ministerium, in dem nach den
Aussagen von Herrn A. das „neue“ Steuerungsmodell am stärksten Fuß gefasst hat, auch 
über die differenziertesten Vorbereitungen berichtet wird. Hier ist offensichtlich mit 
hoher wissenschaftlicher wie politisch-strategischer Kompetenz vorgegangen worden.
Demgegenüber erweckt die Beschreibung der Herren B. und C. den Eindruck, als beste-
he innerhalb einer eher hierarchischen Steuerungspraxis noch wenig Bereitschaft, sich
inhaltlich und strategisch auf die Veröffentlichung solcher Ergebnisse einzustellen. Bei
der folgenden Beschreibung der Ergebnisrezeption wird man sehen, ob sich dieser Ein-
druck bestätigt.

2.3.2 Rezeptionsprobleme bei den PISA-Ergebnissen

Am 4.12.2001 erfolgte dann die Veröffentlichung des internationalen Ländervergleichs.
Zwar übte das eher mäßige Abschneiden der deutschen Schülerinnen und Schüler einen
erheblichen legitimatorischen Druck auf die Schulministerien insgesamt aus. Doch weil 
zu diesem Zeitpunkt noch keine Ergebnisse der einzelnen Länder vorlagen, wurden die 
schlechten Ergebnisse bewusst als „ein gemeinsames deutsches Problem aller Länder“
(Herr A.) betrachtet. Dementsprechend reagierte die Kultusministerkonferenz – und
damit alle Bundesländer gemeinsam – mit einem Maßnahmenkatalog, der noch im De-
zember 2001 verabschiedet wurde. Mit der Veröffentlichung der Länderergebnisse, die
etwa sechs Monate später – am 25.6.2002 – erfolgte, verstärkte sich dann der ohnehin 
schon bestehende Legitimationsdruck insbesondere für die Bundesländer, die auch im
innerdeutschen Vergleich eher schlecht abgeschnitten hatten. Jetzt stellte sich auch öf-
fentlich die Frage nach länderspezifischen Reaktionen auf länderspezifische Ergebnis-
muster. Auf diese Legitimationsproblematik gehen wir im nächsten Abschnitt ein. Hier 
geht es jetzt zunächst um die Frage: Wie wurden die PISA-Ergebnisse nach ihrer Veröf-
fentlichung in den Ministerien rezipiert – und welche Probleme traten dabei auf? Ange-
sichts der bisherigen Darstellung verwundert es nicht, dass Herr A. relativ wenig Prob-
leme beschreibt, während die Herren B. und C. dies ganz anders sehen.

Herr C. verweist zunächst auf ein generelles Problem, das sich aus dem Charakter 
der PISA-Studie ergebe: Aufgrund der Vielzahl ihrer Einzelbefunde sei die Studie für 
den Leser eher verwirrend. Das müsse sie auch sein, „weil die Sache eben komplex ist“.
Eine Chance, eindeutige Zusammenhänge zwischen einzelnen Aspekten herzustellen,
habe man deshalb nicht; denn stets sehe man „dieses Bündel von Wirkungen und
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Wechselwirkungen“. Damit sei die Möglichkeit, unmittelbar und schnell Handlungs-

konsequenzen zu ziehen, extrem erschwert. Angesichts des Handlungsdrucks, unter 

dem Ministerialbeamte stünden, läge es dann sehr nahe, dass die Studien eher selektiv 

gelesen werden, um so auch die eigene bildungspolitische Position zu bestätigen. Die

Rezeption der PISA-Studie sei durch solche Prozesse stark beeinflusst worden.

Von Herrn B. werden die PISA-Ergebnisse insgesamt als positiv eingeschätzt, weil

durch sie die Diskussion über notwendige Reformen intensiviert worden sei. Um im

Geschäftsbereich seines Ministeriums die Rezeption der Befunde zu erleichtern und

einen kommunikativen Austausch über die gemeinhin deutlich voneinander getrennt 

agierenden Abteilungen und Referate zu ermöglichen, seien „massive Fortbildungsver-

anstaltungen für alle Ebenen“ durchgeführt worden. Damit sei „versucht (worden), 

über eine ganz wichtige Strategie, nämlich Aufklärung, miteinander ins Gespräch (zu)

kommen, da Ursachenforschung zu betreiben“. Dabei wurden – so Herr B. – auch kom-

petente externe Referenten eingesetzt. Gegenstand dieser Tagungen waren die Ergebnis-

se der PISA-Studie und Diskussionen zu Ursachen und möglichen Maßnahmen, ver-

bunden mit der Hoffnung: „Mensch, jetzt kriegen wir mal ’raus, was läuft bei uns denn 

so verkehrt?“ Herr B. berichtet ferner, dass sich in seinem Hause eine PISA-Arbeits-

gruppe gebildet habe, die sich in zahlreichen Sitzungen mit den Befunden der Studie

auseinander gesetzt habe. Diese Gruppe, die quer zu den bisherigen Referaten einge-

richtet wurde, diente aus der Sicht von Herrn B. aber auch der Beruhigung des Gewis-

sens vieler Kollegen im Ministerium: „Da waren wir oder die Mitarbeiter erst mal froh,

dass es so etwas gab, weil man sich erhofft hat, da wird ’ne Analyse gemacht unserer 

ganzen Bildungssituation, wir kriegen Ergebnisse oder man hat sich bemüht, Ursachen 

zu entwickeln“. Herr B. hat auf diese Arbeitsgruppe große Hoffnungen gesetzt, umso

enttäuschter äußert er sich jetzt: Die Ergebnisse der Gruppe seien so gut wie gar nicht 

ins Haus vermittelt worden, vielmehr „halten die das unter Verschluss. Alle wissen, da

arbeiten irgendwelche und denken nach, aber wir wissen gar nichts darüber“. Im weite-

ren Verlauf des Interviews wird deutlich, dass ein Grund für diesen Sachverhalt darin

liegt, dass die ursprünglich quer zu den Referaten installierte Gruppe wieder in die alte

Organisationsstruktur eingereiht wurde. Die Arbeitsgruppe wurde zu einem Quasi-

Referat und der Informationsfluss verlief in den gewohnten Bahnen nur entlang der 

Hierarchie-Stufen. So nimmt Herr B. als Ergebnis der Arbeit dieser Gruppe einen von

der Hausspitze bereits verabschiedeten, umfassend angelegten Maßnahmenkatalog ent-

gegen, der nun als Handlungsrichtung für das Ministerium gilt. Einzelne Maßnahmen

dieses Katalogs spricht Herr B. an: Schulprogrammarbeit, neue Kerncurricula, Quali-

tätsstandards und zentrale Leistungstests, Verstärkung interner und externer Evaluation.

Herr B. berichtet somit von einem Rezeptionsprozess, der mit intensiver Fortbildung

für eine große Zahl von Beschäftigten aller Ebenen des Bildungssystems verbunden 

wurde. Dieser „offenen“ Verarbeitungsform steht im Ministerium eine eher „geschlos-

sene“ gegenüber: Eine interne Arbeitsgruppe arbeitet der Hausspitze bei der Formulie-

rung von Maßnahmen zu, ohne dass dies in die Fachreferate zurückgekoppelt wird.

Somit stehen auch bei diesem Rezeptionsprozess in den Augen von Herrn B. Elemente

der „neuen“ und der „alten“ Steuerungsstrategie eher unverbunden nebeneinander.
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2.3.3 Der Umgang mit dem bildungspolitischen Legitimationsdruck

Weiter vorn haben wir aufgezeigt, dass es bei dem ministeriellen Umgang mit den PISA-

Ergebnissen nicht nur – vielleicht nicht einmal vorrangig – um Probleme des Quali-

tätsmanagements im Schulsystem geht. Vielmehr ist es für das Ministerium nicht weni-

ger wichtig, innerhalb der z.T. heftigen öffentlichen Debatte eigene Positionen zu vertre-

ten und dafür Akzeptanz zu schaffen. Bei der Beschreibung der unterschiedlichen For-

men, in denen sich die Ministerien auf die PISA-Veröffentlichung vorbereitet haben, ist 

dies ja bereits angeklungen. Hier können wir anknüpfen, indem wir vor allem die Aus-

sagen von Herrn A. und Herrn C. vergleichend gegenüberstellen.

Betrachtet man zunächst den Bericht von Herrn A., so entsteht der Eindruck, dass 

sich sein Ministerium taktisch klug und kompetent verhalten hat: Noch bevor die Ergeb-

nisse des Bundesländervergleichs der Öffentlichkeit präsentiert wurden, stellte es ein

Maßnahmebündel vor und leitete entsprechende Aktivitäten ein. Dabei stand dieses Pro-

gramm zum einen im Konsens mit den Maßnahmen der KMK, zugleich wurde damit 

aber auch die Linie der bisherigen Bildungspolitik des Bundeslandes fortgesetzt. Herr A.

betont, dass der zuständige Minister ganz bewusst entschieden habe, schon vor der Ver-

öffentlichung der Ergebnisse von PISA-E mit einem Handlungsprogramm an die Öffent-

lichkeit zu treten. Dieses Programm sollte so konzipiert werden, „dass es nach Möglich-

keit den Grossteil der Fragestellungen, die ... bei PISA-E auf uns zukommen, mit abde-

cken sollte ... Die Überlegung war, also wenn jetzt PISA-E kommt, und es kommt jetzt 

meinetwegen ein schlechtes Ergebnis in einem Kompetenzbereich, dann müssen wir 

sagen, wir haben bereits ... den Start einer entsprechenden Initiative verkündet und die

läuft jetzt so und so“. In der Phase zwischen der Veröffentlichung der internationalen 

und der nationalen Ergebnisse sind dann „die ersten Aktivitäten schon passiert“. Auf die-

se Weise konnten „bestimmte Meilensteine bereits vor PISA-E auch in Gang“ gesetzt 

werden. Dieses vorausdenkende Vorgehen ist nach Meinung von Herrn A. notwendig,

denn: „Das kann man nicht nur auf der Symbolebene machen, sondern da muss ja was 

Konkretes“ passieren. Es wird deutlich, dass bei dieser von Herrn A. berichteten strategi-

schen Vorbereitung auf die PISA-Ergebnisse die politischen Legitimationsprobleme eine 

zentrale Rolle gespielt haben; durch die gezielte Platzierung von potenziell wichtigen

Maßnahmen sollte die Kompetenz und Handlungsfähigkeit des Ministers (und seines 

Hauses) unter Beweis gestellt werden. Dabei blieb es nicht bei einer Ankündigungspoli-

tik, sondern es wurden einige Maßnahmen – etwa zur Leseförderung – sehr schnell real

in Gang gesetzt. Diese Maßnahmen lassen sich je für sich als pädagogisch sinnvolle Reak-

tion auf die bei PISA aufgezeigten Defizite verstehen, sodass sie durchaus auch als ange-

messene Schritte eines Qualitätsmanagements bewertet werden können.

Die öffentliche Debatte über das eher mäßige Abschneiden der deutschen Schüle-

rinnen und Schüler übte auch auf das Haus des Herrn C. einen starken Legitimations-

und Handlungsdruck aus. Herr C. berichtet, dass man in seinem Hause auch ohne län-

gere Vorbereitung relativ schnell auf die Veröffentlichung der Ergebnisse reagieren

musste. Dabei habe man anhand von Presserklärungen eine positive Darstellung der 

bisherigen eigenen Arbeit angestrebt. Behauptet wurde, dass durch die PISA-Ergebnisse
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die bereits vor Monaten gefassten bildungspolitischen Entscheidungen (und die daran

anschließenden Maßnahmen) bestätigt worden seien und die Regierungsparteien folg-

lich auf dem richtigen Weg seien. Herr C. betont außerdem, dass der erhebliche Druck, 

unter dem in einer solchen Situation Schulministerien stehen, das Vorbringen von Be-

hauptungen begünstigen, denen dann nicht immer ein entsprechendes Handeln folge:

„Man bewegt sich reflexiv im Grunde auf der Ebene: ‚Wie gelingt eine optimale Außen-

darstellung?‘ “. Dazu gehören auch Appelle zur Besonnenheit, die die Probleme ver-

schieben nach dem Motto: „Jetzt warten wir doch erst mal ab, was überhaupt raus-

kommt, wenn nach PISA dann PISA-E kommt, und dann kommt PISA-2003“.

Somit berichtet auch Herr C. von einem großen öffentlichen Legitimationsdruck,

der das Ministerium zu Absichtserklärungen und Handlungen gezwungen habe. Die

Bereiche, um die es da geht (insbesondere Leseförderung), sind z.T. mit den von Herrn

A. erwähnten identisch. Dennoch werden Unterschiede im Vorgehen sehr deutlich: Herr 

C. berichtet von einer Art Entkoppelung zwischen der inhaltlichen Rezeption und der 

bildungspolitischen Reaktion. Dabei werde dem Legitimationsdruck mit Erklärungen 

und Ankündigungen begegnet, die nur z.T. durch die Ergebnisse der PISA-Studie ge-

deckt seien. Zugleich habe die Frage nach der „optimalen Außendarstellung“ eine ein-

deutige Priorität gehabt.

In der Wahrnehmung und Darstellung von zwei Ministerialbeamten (Herrn A. und

Herrn C.) finden sich damit zwei sehr unterschiedliche Muster, was das Verhältnis zwi-

schen einer kompetenten Rezeption und daran anknüpfenden Qualitätsüberlegungen

auf der einen Seite und der Wahrnehmung der politischen Legitimationsproblematik 

und ihrer Bearbeitung auf der anderen Seite angeht. Herr A. berichtet von einer Art in-

tegrierter Strategie, die bei der Antizipation der möglichen Ergebnisse beginnt, die dif-

ferenzierte Rezeption der PISA-Studie einschließt und zu inhaltlich begründeten und

politisch klug platzierten Maßnahmevorschlägen führt. Demgegenüber berichtet Herr 

C. von einem wenig strategischen Vorgehen: Ein Verfahrensvorschlag zur umfassenden

Vorbereitung auf die Ergebnisse scheitert, und auf den öffentlichen Legitimationsdruck 

wird mit Ad-hoc-Erklärungen reagiert, die nur z.T. durch die PISA-Ergebnisse gedeckt 

sind.

2.3.4 Verarbeitete Erfahrungen: Die Sicht der „Steuerleute“ auf
Leistungsvergleichsstudien

Bisher haben wir differenziert dargestellt, welche Erfahrungen drei leitende Beamte aus 

verschiedenen Schulministerien in ihrem beruflichen Alltag mit der Be- und Verarbei-

tung der PISA-Studie gemacht haben. Das Konzept der internationalen Leistungsver-

gleichsstudien – das haben wir weiter vorn aufgezeigt – ist darauf ausgerichtet, solchen

leitenden Bildungsmanagern Wissen und Erkenntnisse zu vermitteln, mit denen sie

dann das Schulsystem besser steuern können sollen. Welchen Wert sprechen nun aber 

diese „Steuerleute“ – also unsere Ministerialbeamten – vor dem Hintergrund ihrer 

PISA-Erfahrungen solchen Leistungsvergleichsstudien zu?
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Herr B. sieht – bei aller Kritik am Vorgehen in seinem Haus – eine positive Wirkung der 

PISA-Studie und damit auch einen nützlichen Effekt für die Arbeit im Ministerium.

Dabei schreibt er der Studie vor allem eine legitimierende, unterstützende und motivie-

rende Funktion für laufende Innovationsprozesse zu: „Ich denke, was meine Ministerin

auf den Weg bringen wollte, das hat ganz starke Unterstützung gefunden und in einzel-

nen Teilbereichen auch ’ne Ausweitung ihrer Vorhaben, und ich denke, so für sie per-

sönlich war das auch wichtig, ... dass sie auf dem richtigen Schiff war und das motiviert 

einen ja auch selber dann, sich noch wieder mehr einzusetzen“. Einen solchen Motiva-

tionsschub beobachtet Herr B. auch bei seinen Kollegen: Durch das große öffentliche

Interesse an den PISA-Ergebnissen habe die Bildungspolitik in der Konkurrenz zu ande-

ren politischen Bereichen einen höheren Stellenwert erhalten, was in erster Linie positi-

ve finanzielle Konsequenzen gehabt habe. Auch habe die Studie Schwachstellen im Bil-

dungssystem aufgezeigt, ebenso wie ein Informationsdefizit zu verschiedenen Aspekten

im Ministerium. Schließlich habe die Studie einige relevante Hinweise für konkrete Re-

formmaßnahmen gegeben: Dies gelte vor allem für das Literacy- und Kompetenzkon-

zept, das in die Entwicklung von Standards und Basiscurricula eingeflossen sei. Für 

Herrn B. liegt der Wert der PISA-Studie somit vor allem in ihrer bildungspolitischen

Wirkung: Indem die PISA-Studie der Bildungspolitik eine stärkere öffentliche Unter-

stützung verschafft habe, habe sie sowohl die Arbeit seiner Ministerin als auch die eige-

ne Arbeit erleichtert. Daneben – aber in der Bedeutung deutlich abgesetzt – werden Er-

gebnisse genannt, die als hilfreich für die eigenen curricularen Steuerungsaktivitäten

angesehen werden.

Herr C. spricht den Leistungsvergleichsstudien grundsätzlich einen hohen Wert zu:

„Diese externen Evaluationen sind ein ganz wichtiges Steuerungsinstrument“. Sie wür-

den jedoch „weitgehend wirkungslos bleiben“, wenn das mit ihrer Hilfe gewonnene Sys-

temwissen nicht die Ebene der Einzelschulen erreiche, um dort die Schul- und Unter-

richtswirklichkeit zu verbessern. Dazu müsse es allerdings „in einzelschulisches Wissen 

und Handeln“ übersetzt werden. Benötigt werde dafür ein „direkt umsetzbares Steue-

rungs- und Planungsinstrumentarium“. Gelungen sei dies zumindest in Ansätzen im

Falle der TIMS-Studie, weil dort unterrichtsrelevante Anschlussprojekte (SINUS) initi-

iert wurden. Solche praxiswirksamen Anschlüsse an die PISA-Studie vermisst Herr C.

Das notwendige, aber bisher weitgehend fehlende Planungshandeln nach PISA würde es 

vor allem erfordern, die Rollen und Aufgaben der unterschiedlichen Ebenen (Ministeri-

um, Schulaufsicht, Schule) zu klären. Herr C. stellt damit die Relevanz der PISA-Studie

für die Entwicklung der Schulen in den Mittelpunkt.

Herr A. hingegen unterscheidet scharf zwischen einer Evaluation auf Schulebene 

und einer Output-Kontrolle auf Systemebene. Von den internationalen Leistungsver-

gleichsstudien könne und wolle man nur das Letztere erwarten. Wie er dazu steht, be-

antwortet er mit einem knappen Verweis auf die historische Entwicklung in seinem

Bundesland: Als sich in der ersten Hälfte der 90er-Jahre das „neue“ Steuerungsmodell 

verbreitete und durchsetzte, hätten Leistungsvergleichsstudien und regelmäßige Out-

put-Kontrollen noch keine Rolle gespielt: „Also, der Gedanke einer systematischen Out-

put-Steuerung auf Systemebene, der war nicht da. Das wäre jetzt auch ein Mythos,
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wenn man (das) sagen würde ... Sondern der Gedanke ist uns durch TIMSS wirklich als 

Ei ins Nest gelegt worden. Aber nach TIMSS war es klar: Es geht nicht anders ... Und es 

ging wirklich nur noch um die Ausgestaltung, nicht mehr um die Frage, ob“. Die

TIMSS-Ergebnisse 1996 bezeichnet Herr A. somit als Wendepunkt. Diese Ergebnisse

hätten gezeigt, wie man mit solch einer Vergleichsforschung über die Stärken und

Schwächen eines Schulsystems informiert werden könne. Leistungsvergleichsstudien

gehörten deshalb inzwischen zum Arsenal der neuen Steuerungsinstrumente im Land.

„Der Gedanke der Output-Steuerung, stärker auf Schulebene“ sei im Ministerium in-

zwischen breit akzeptiert. Entsprechend werde in diesem Land an zentralen Tests gear-

beitet. Und was das System-Monitoring angeht, so sei „inzwischen die Grundüberzeu-

gung da, dass sie Erkenntnisse bringt, die wir sonst nicht bekommen würden“. „Ja also,

ich glaub, die zweifelt im Ministerium keiner an“.

Festzuhalten ist somit, dass die drei Experten auch nach sehr unterschiedlichen Er-

fahrungen mit der Verarbeitung der PISA-Ergebnisse zunächst einmal alle zu einer po-

sitiven Einschätzung kommen: Alle drei halten Leistungsvergleichsstudien auch weiter-

hin für nützliche und hilfreiche Instrumente. Dabei muss man aber auf die Nuancen

achten; denn nur die Bewertung von Herrn A. stimmt relativ nahtlos mit dem weiter 

vorn referierten Begründungskonzept überein: Leistungsvergleichsstudien sollen der 

Output-Kontrolle auf der Systemebene dienen und im Ministerium zur Systemsteue-

rung verwendet werden. Herr B. hingegen betont die bildungspolitische Dimension: Die

PISA-Studie sei hilfreich, weil sie die öffentliche Unterstützung für Bildungsfragen mo-

bilisiere. Die Funktion der Steuerungshilfe wird demgegenüber als eher nachrangig ge-

sehen. Und Herr C. fordert vor allem eine „Umsetzung in einzelschulisches Wissen und

Handeln“ ein, ohne die solche Studien für die Planung und Steuerung wenig Relevanz 

gewinnen würden.

3. Fazit 

Bürokratische oder strategische Steuerung des Schulsystems? Dies ist nicht allein eine

akademische Diskussion, sondern beschreibt zugleich auch die widerspruchsvollen Be-

wegungen, die sich gegenwärtig in Schulministerien (und ihren nachgeordneten Ein-

richtungen) vollziehen. Jedenfalls nehmen unsere Gesprächspartner dies so wahr: „Alte“ 

und „neue“ Steuerungsphilosophie stehen überwiegend neben- und gegeneinander, nur 

in einem Fall wird von einem weitgehend geglückten Übergang berichtet. Aus diesem

Neben- und Gegeneinander ergeben sich erhebliche Arbeitsprobleme für die „Steuer-

leute“ – und wohl auch viele Frustrationserfahrungen für diejenigen, die dem Modell

der strategischen Steuerung zum Durchbruch verhelfen wollen.

Vor diesem Hintergrund findet die Verarbeitung der PISA-Ergebnisse statt. Dabei

fällt als Gemeinsamkeit auf, dass in allen drei Fällen die inhaltliche Rezeption mit der 

politisch-strategischen Verarbeitung eng verknüpft war: Es ging stets darum, die Inter-

pretation der Ergebnisse mit der öffentlichen Ankündigung entschlossenen Handelns 

zu verbinden. Zugleich sind aber auch die Unterschiede unübersehbar: Antizipation der 
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Ergebnisse, Rezeption und Interpretation der vorliegenden Daten, Verknüpfung von Re-

zeption und Maßnahme-Ankündigungen – in all diesen Punkten beschreiben unsere

Gesprächspartner sehr unterschiedliche Vorgehensweisen, die sie als mehr oder weniger 

angemessen und kompetent bewerten. Dabei entsteht der folgende Eindruck, der für 

unsere weitere Forschung von Belang sein dürfte: In dem Ministerium, in dem sich die 

strategische Steuerung als akzeptierte Praxis am weitesten durchgesetzt zu haben 

scheint, findet sich ein Umgang mit der PISA-Studie, der sowohl auf der inhaltlichen 

wie auf der politischen Ebene als vorausschauend und kompetent beschrieben wird.

Dazu gehört die frühe Antizipation der Ergebnisse genauso wie die inhaltlich relativ un-

voreingenommene Rezeption und die Verschränkung von Qualitätsmanagement und

politischen Ankündigungen. In dem Haus, in dem das hierarchische Vorgehen beson-

ders dominant zu sein scheint, wird auch der Umgang mit der PISA-Studie als wenig 

vorausschauend und wenig kompetent beschrieben: keine Antizipation der Ergebnisse,

eine stark subjektiv gefärbte Rezeption, mangelnde Passung zwischen den Ergebnissen 

und den politischen Ankündigungen.

Diese Einschätzung richtet die Aufmerksamkeit auf das Verhältnis, das in einem Mi-

nisterium zwischen der eigenen Steuerungspraxis und der Verarbeitung von Leistungs-

vergleichsstudien besteht. Als Hypothese formuliert: Leistungsvergleichsstudien (als ein
Element eines „neuen“ Steuerungsmodells) können in Ministerien umso angemessener, 

umso kompetenter rezipiert und verarbeitet werden, je stärker sich in diesen Ministe-

rien selbst ein solches „neues“ Steuerungsverständnis schon durchgesetzt hat. In unserer 

weiteren Forschung werden wir dieser Hypothese nachzugehen haben.
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